
Aktenzeichen: 4 AZR 528/97
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 30. September 1998

- 4 AZR 528/97 -
I. Arbeitsgericht Karlsruhe Urteil vom 09. Mai 1996 

- 5 Ca 3/96 -
II Landesarbeitsgericht Urteil vom 18. Juli 1997

Baden-Württemberg (Mannheim) - 19 Sa 45/96 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung: Angestellter bei dem Bundeseisenbahnvermögen 
bei Verwendung auf einem Beamtendienstposten

Gesetz:
Tarifvertrag für Angestellte des Bundeseisenbahnvermögens 
(AnTV) - gültig ab 1. November 1997 - § 13 Abs. 1, Anlage 1 
Teil B; Anlage 1 Teil A Abschnitt 7 - Sonstige Angestellte - 
VergGr. V b, IV b, IV a (sowie die entsprechenden gleich­
lautenden Vorschriften des Tarifvertrages für die Angestell­
ten der Deutschen Bundesbahn - AnTV)

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Bestätigung des Urteils vom 13. Mai 1998 - 4 AZR 106/97 - zur Veröffentlichung vorgesehen; vgl. auch Urteile des 10. Senats vom 24. Juni 1998 - 10 AZR 511/97 - n.v. und vom 22. Juli 
1998 - 10 AZR 243/97 - zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen
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4 AZR 528/97
19 Sa 45/96 Baden-Württemberg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
30. September 1998

Urteil
Bartel,
Reg.-Hauptsekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Verhand­

lung vom 30. September 1998 durch den Vorsitzenden Richter Schliemann, die 

Richter Dr. Friedrich und Bott sowie die ehrenamtlichen Richter Jürgens und 

Valentien für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Baden-Württemberg vom 18. Juli 1997 
-19 Sa 45/96 - wird zurückgewiesen.
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2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten in der Revisionsinstanz noch darüber, ob der Kläger für 

die Zeit vom 1. Oktober 1994 bis 31. März 1998 Anspruch auf Vergütung nach 

VergGr. IV a des Tarifvertrages für Angestellte der Deutschen Bundesbahn oder des 

Tarifvertrages für die Angestellten des Bundeseisenbahnvermögens (AnTV) hat.

Der am 5. Januar 1958 geborene Kläger wurde zum 1. Oktober 1992 von 

der damaligen Deutschen Bundesbahn, vertreten durch die Bundesbahndirektion 

Karlsruhe, für eine Tätigkeit als Angestellter bei der Sozialverwaltung Südwest in 

Karlsruhe - zunächst befristet bis zum 31. Dezember 1993 - eingestellt.

Nach § 2 des Arbeitsvertrages vom 11. September 1992 bestimmt sich das 

Arbeitsverhältnis der damaligen Vertragsparteien nach dem Tarifvertrag für die An­

gestellten der Deutschen Bundesbahn (AnTV) und den diesen ergänzenden, än­

dernden oder ersetzenden Tarifverträgen. Außerdem finden die für die Angestellten 

der Deutschen Bundesbahn jeweils geltenden sonstigen Tarifverträge Anwendung. 

Laut § 4 ist der Kläger in der VergGr. V b der Anlage 1 zum AnTV eingruppiert.

Nach Ablauf der Probezeit wurde dem Kläger zum 1. April 1993 der mit G 

bewertete Beamtendienstposten “B 3“ übertragen. Die Anlage 1 Teil B des AnTV 

sieht für Angestellte bei Verwendung auf Beamtendienstposten mit Bewertung nach 

G (Bundesbahninspektor, Bundesbahnoberinspektor) eine Vergütung nach 

VergGr. V b mit Bewährungsaufstieg nach IV b vor.
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Mit Änderungsvertrag vom 24. August 1993 wurde der Kläger - bei gleich­

bleibender Vergütung - ab dem 1. Oktober 1993 für unbestimmte Zeit weiterbeschäf­

tigt.

Im Rahmen der Neustrukturierung der Deutschen Bundesbahn und deren 

Umwandlung in die Deutsche Bahn AG am 1. Januar 1994 wurde die Krankenver­

sorgung der Bundesbahnbeamten (KVB) und mit ihr deren Mitarbeiter unter Beibe­

haltung der bisherigen Aufgaben aus der SV Südwest Karlsruhe ausgegliedert und 

der Beklagten, dem Bundeseisenbahnvermögen (BEV), Dienststelle Karlsruhe, zu­

geordnet. Der Dienstposten des Klägers wurde mit dem bisherigen Aufgaben­

bereich zur Beklagten verlagert. Mit Wirkung vom 1. Januar 1994 wurde dem Kläger 

der G-Dienstposten “B 3/BEV” im Bereich der Ha Bundeseisenbahnvermögen (BEV) 

bei der BD Karlsruhe übertragen.

Mit Wirkung ab dem 30. Juni 1994 übertrug die Beklagte dem Kläger den 

ÜG-Dienstposten BEV “2402” (alt B 3) Sachgebietsleiter für Allgemeinangelegen­

heiten der KVB.

Die KVB erbringt für ihre Mitglieder und deren mitversicherte Angehörige 

nach ihrer Satzung Leistungen in Krankheits-, Geburts- oder Todesfällen sowie bei 

Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten. Der Aufgabenbereich des Klägers 

umfaßt etwa die Behandlung von Beschwerden aller Art, Behandlung und Auswer­

tung von Verfügungen der KVB-HV, den Schriftverkehr in wichtigen allgemeinen An­

gelegenheiten und die Abschnittsleitung verschiedener Tarifstellen.

Mit Schreiben vom 23. März 1995 beantragte der Kläger erfolglos, rückwir­

kend zum 1. April 1994 nach VergGr. IV a AnTV vergütet zu werden.
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Der Kläger hat die Auffassung vertreten, seine Tätigkeit sei nach dem Tätig­

keitsverzeichnis von 1995/1996 als Sachgebiet Nr. 2406 mit G 11 bewertet, was ei­

ner Vergütung nach VergGr. IV a entspreche. Das Tätigkeitsverzeichnis sei Bewer­

tungsmaßstab der Beklagten. Für die Bewertung der Tätigkeit eines Angestellten sei 

es unerheblich, ob der Angestellte auf einem Beamtendienstposten eingesetzt werde 

und wie dieser im Haushaltsstellenplan ausgewiesen sei. Die Beklagte habe die 

Stellenbewertungen in den Arbeitsverteilungsplänen und Tätigkeitsverzeichnissen 

unabhängig von Haushaltsmitteln vorgenommen. Daran sei sie gebunden. Überden 

Stellenplan könne dies nicht korrigiert werden. Der Tarifvertrag enthalte keine Ver­

weisungsklausel, über die haushaltsrechtliche Erwägungen in die Dienstpostenbe­

wertung einfließen könnten.

Die Tätigkeit des Klägers sei zudem aufgrund der Günstigkeitsregelung in 

Anlage 1 Teil B nach Teil A Ziff. 7 (Sonstige Angestellte) dieser Anlage nach 

VergGr. IV a Ziff. 1 zu bewerten. Er erfülle infolge seiner schulischen Ausbildung die 

Anforderungen der VergGr. V b Ziff. 1. Seine Tätigkeit sei darüber hinaus von be­

sonderer Schwierigkeit und Bedeutung, da die bei der Aufgabenerfüllung anzuwen­

dende Rechtsmaterie komplex und deren Erledigung nur durch Analyse von Sach­

zusammenhängen bei hohem Abstraktionsgrad möglich sei. Die finanzielle Verant­

wortung von ca. 330 Mio. DM indiziere die Bedeutung der Tätigkeit.

Der Kläger hat beantragt:

Es wird festgestellt, daß dem Kläger ab dem 1. Oktober 1994 
Vergütung nach der Vergütungsgruppe IV a des Tarifvertrages 
für die Angestellten der Deutschen Bundesbahn (AnTV) zu 
zahlen ist und daß die sich aus den jeweiligen Differenzbeträ­
gen ergebenden Nettobeträge mit 4 % Jahreszinsen ab dem 
jeweiligen Fälligkeitstag zu verzinsen sind.
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Die Beklagte hat beantragt,
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die Klage abzuweisen.

Sie hat die Auffassung vertreten, die Eingruppierung der auf einem Beam­

tendienstposten eingesetzten Angestellten richte sich allein nach der vorliegenden 

Bewertung des Dienstpostens. Diese beruhe auf § 26 BBesG mit den dort vorgege­

benen Stellenobergrenzen. Bei der Bewertung der Dienstposten seien besoldungs- 

und haushaltsrechtliche Vorgaben zu beachten. Daher stünden nur die für das Ge­

schäftsjahr bewilligten Planstellen für die Beamtenposten zur Verfügung. Nach Sinn 

und Zweck der tariflichen Regelung hätten die Angestellten nicht besser oder 

schlechter gestellt werden sollen als die auf diesen Dienstposten beschäftigten ver­

gleichbaren Beamten.

Das Tätigkeitsverzeichnis sei internes Hilfsinstrument, welches lediglich Be­

wertungsmöglichkeiten vorsehe. Es sei nicht mit der Dienstpostenbewertung gleich­

zusetzen. Die Bewertungen im Tätigkeitsverzeichnis seien mögliche Höchstbewer­

tungen, die nur im Rahmen des genehmigten Stellenhaushalts realisiert werden

könnten. Die Tätigkeit des Klägers sei mit der Bewertung G als Sachgebiet Nr. 2408
«

in den Tätigkeitsverzeichnissen aufgeführt.

Die Tätigkeit des Klägers erfordere keine Vorbildung mit wirtschaftlicher Auŝ  

richtung, über die der Kläger im übrigen auch nicht verfüge.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Berufung der Be­

klagten hat das Landesarbeitsgericht das Urteil des Arbeitsgerichts abgeändert und 

die Klage abgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision
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erstrebt der Kläger die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils mit der Maß­

gabe, daß die Klage auf den Zeitraum vom 1. Oktober 1994 bis zum 31. März 1998 

beschränkt wird, nachdem der Kläger seit dem 1. April 1998 Vergütung nach 

VergGr. IV a AnTV erhält. Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Der Kläger hat auch für den noch 

streitigen Zeitraum keinen Anspruch auf Vergütung nach VergGr. IV a AnTV.

Die als Eingruppierungsfeststellungsklage zulässige Klage ist nicht begrün­

det.

1. Das Arbeitsverhältnis der Parteien bestimmt sich nach § 2 ihres Arbeitsver­

trages vom 11. September 1992 nach dem Tarifvertrag für die Angestellten der 

Deutschen Bundesbahn (AnTV) und den diesen ergänzenden, ändernden oder er­

setzenden Tarifverträgen. An die Stelle des Tarifvertrages für die Angestellten der 

Deutschen Bundesbahn ist ab dem 1. November 1997 der Tarifvertrag für die Ange­

stellten des Bundeseisenbahnvermögens getreten, der die für diesen Rechtsstreit 

interessierenden Regelungen des AnTV und seiner Anlage 1 unverändert übernom­

men hat.

2. Mit der Eingruppierung der Angestellten befaßt sich die Regelung des § 13 

AnTV. Abs. 1 dieser Bestimmung lautet:

“1. Die Eingruppierung der Angestellten auf Angestellten­
dienstposten richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen 
der Vergütungsordnung (Anlage 1 Teil A), die der Ange­
stellten auf Beamtendienstposten nach der Bewertung der 
Beamtendienstposten (Anlage 1 Teil B). Der Angestellte
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erhält die Vergütung nach der Vergütungsgruppe, in die er 
eingruppiert ist.

2.

3. Ist in einem Tätigkeitsmerkmal des Teils A oder im Teil B 
der Vergütungsordnung (Anlage 1) als Anforderung eine 
Voraussetzung in der Person des Angestellten bestimmt, 
muß auch diese Anforderung erfüllt sein."

Teil B der Anlage 1 hat, soweit für die Entscheidung des Rechtsstreits von 

Interesse, folgenden Wortlaut:

“Für die Bewertung der Tätigkeit der auf Beamtendienstposten 
beschäftigten Angestellten ist die jeweilige Bewertung der Be­
amtendienstposten maßgebend.

Die Eingruppierung dieser Angestellten in die Vergütungsgrup­
pen dieses Tarifvertrages richtet sich nach folgender Übersicht:

Bei Verwendung auf Beamten- in Vergütungs­
dienstposten mit Bewertung gruppe
nach

G 11 (Bundesbahnamtmann,
Techn. Bundesbahn­
amtmann) IV a

G (Bundesbahninspektor,
Bundesbahnoberinspektor) V b, nach sechs­

jähriger Bewährung 
IV b
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Gemäß Vorstandsschreiben der Deutschen Bundesbahn vom 25. Juli 1972 - 

11.114 Pdt (F) - ist außertariflich die sechsjährige Bewährungszeit auf vier Jahre 

verkürzt worden.

3. Das Landesarbeitsgericht hat festgestellt, daß die dem Kläger übertragenen 

Beamtendienstposten mit “G” bewertet sind. Diese Bewertung entspricht nach Anla­

ge 1 Teil B der VergGr. V b/IV b AnTV und damit der Vergütung, die der Kläger er­

halten hat. Anhaltspunkte dafür, daß die Bewertung dieser Dienstposten formal feh­

lerhaft, willkürlich oder bewußt zum Nachteil des Klägers zustande gekommen wäre, 

seien nicht ersichtlich.

Das Landesarbeitsgericht hatte nach dem Parteivorbringen keinen Anlaß, 

die Dienstpostenbewertung der Beklagten auf theoretisch möglich erscheinende 

Mängel hin zu untersuchen. Der Kläger hat jeglichen substantiierten Sachvortrag zu 

einer Fehlerhaftigkeit der Bewertung, etwa der Art, die Beklagte habe unsachliche 

Gründe bei der Bewertung der Posten einfließen lassen, vermissen lassen. Die Rüge 

der Revision, das Landesarbeitsgericht habe trotz Bestreitens durch den Kläger nicht 

aufgeklärt, welche weiteren Kriterien die Beklagte bei der Bewertung der Dienstpo­

sten angewendet habe, geht daher fehl. Dies gilt ebenso für die Rüge, das Landes­

arbeitsgericht habe aufklären müssen, ob der Dienstposten des Klägers abgewertet 

worden sei. Sie greift schon deshalb nicht, weil dem Kläger unstreitig mit Verfügung 

der Beklagten ein mit “G" bewerteter Dienstposten übertragen wurde, der zuvor mit 

“G 11" bewertet worden war. Der Kläger stellt durch Bestreiten, sein Dienstposten 

sei zwischenzeitlich “abgewertet” worden, auf den damit verbundenen Aufgabenbe­

reich ab. Diese Frage spielt für die Bewertung des Postens und damit für die Ent­

scheidung des Rechtsstreits keine Rolle. Es geht den Parteien nämlich um die ein-
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gruppierungsrechtliche Relevanz des Tätigkeitsverzeichnisses und nicht um dessen 

inhaltliche Überprüfung.

Die Feststellung des Landesarbeitsgerichts, die dem Kläger übertragenen 

Beamtendienstposten sind mit “G” bewertet, ist für den Senat bindend, § 561 Abs. 2 

ZPO. Der Kläger ist somit nach Teil B der Anlage 1 zum AnTV in VergGr. V b, nach 

vierjähriger Bewährung in die VergGr. IV b AnTV eingruppiert.

4. Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend erkannt, daß es für die Eingruppie­

rung der auf einem Beamtendienstposten beschäftigten Angestellten auf die Tätig­

keitsverzeichnisse der Beklagten für die Dienststellen und Außenstellen des BEV - 

TVz - BEV - nicht ankommt.

Die rechtliche Bewertung von Dienstposten, d.h. ihre Zuordnung zu status­

rechtlichen Ämtern in einer bestimmten Besoldungsgruppe, erfolgt im Rahmen der 

gesetzlichen Vorgaben des Besoldungsrechts sowie des Haushaltsrechts durch den 

Dienstherrn gemäß dessen organisatorischer Gestaltungsfreiheit (BVerwG Urteil 

vom 31. Mai 1990 - 2 C 16.89 - DVB11990,1235, m.w.N.). Selbst eine abweichende 

Bewertung der Verwaltung kann lediglich als Material für Änderungsvorschläge an 

den Haushaltsgesetzgeber dienen. Solange dieser dem Vorschlag nicht folgt, bleibt 

die Festlegung und nicht die Bewertung der Verwaltung verbindlich und maßgebend 

(BVerwG Urteile vom 31. Mai 1990 - 2 C 16.89 - aaO; vom 2. April 1981 

- 2 C 13.80 - ZBR 1981, 315, 316).

Die Tarifvertragsparteien haben in § 13 Abs. 1 Unterabs. 1 AnTV festgelegt,

die Eingruppierung der auf Beamtendienstposten beschäftigten Angestellten richte

sich nach der Bewertung der Beamtendienstposten. Sie haben nicht vereinbart, daß
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sich die Vergütung der auf Beamtendienstposten tätigen Angestellten nach einem 

arbeitgeberseitig erlassenen Tätigkeitsverzeichnis richtet. Auf das Tätigkeitsver­

zeichnis wird weder in der Norm selbst noch im Teil B der Anlage 1 Bezug genom­

men. Es wirkt daher auch nicht zwischen den Parteien. Das Tätigkeitsverzeichnis 

enthält nur eine Richtlinie für die einheitliche Bewertung von Beamtendienstposten 

und hat somit weder nach § 13 Abs. 1 Unterabs. 1 AnTV noch nach der Anlage 1 

Teil B eingruppierungsrechtliche Bedeutung (Senatsurteil vom 13. Mai 1998 - 4 AZR 

106/97 - zur Veröffentlichung vorgesehen). Die Rüge der Revision, das Landesar­

beitsgericht habe nicht aufgeklärt, unter welche laufende Nummer der neueren Tä­

tigkeitsverzeichnisse der Kläger einzuordnen sei, ist damit für das Ergebnis des 

Rechtsstreits unerheblich. Das Landesarbeitsgericht konnte diese Frage zu Recht 

dahinstehen lassen.

5. Der Kläger hat für die streitige Zeit auch keinen Anspruch auf Vergütung 

nach VergGr. IV a aus einer Tarifstelle des Teils A der Anlage 1. Unabhängig von 

der Regelung in Teil B sind Angestellte auf Beamtendienstposten, deren Tätigkeit die 

Tätigkeitsmerkmale einer Tarifstelle des Teils A der Anlage erfüllt, nach dieser Tarif­

stelle des Teils A einzugruppieren, wenn es für sie günstiger ist.

Der Teil A der Vergütungsordnung enthält Tätigkeitsmerkmale für Angestell­

te, die einen Angestelltendienstposten wahrnehmen. Für die Tätigkeit des Klägers 

kommen die Tätigkeitsmerkmale des Abschnitts 7 (Sonstige Angestellte) in Betracht. 

Die maßgeblichen Tätigkeitsmerkmale lauten wie folgt:
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Vergütungsgruppe V b

1. Angestellte mit Abschlußzeugnis einer anerkannten Wirt­
schaftsoberschule oder Höheren Wirtschaftsfachschule, 
deren Tätigkeit diese Vorbildung erfordert.*

Vergütungsgruppe IV b

1. Angestellte mit den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungs­
gruppe V b Nr. 1, die sich dadurch aus der Vergütungs­
gruppe V b herausheben, daß sie eine besonders verant­
wortungsvolle Tätigkeit ausüben.

Vergütungsgruppe IV a

1. Angestellte mit den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungs­
gruppe V b Nr. 1, die sich durch die besondere Schwierig­
keit und Bedeutung ihrer Aufgaben aus der Vergütungs­
gruppe IV b Nr. 1 herausheben.

Die Tätigkeitsmerkmale der genannten Nummern bauen aufeinander auf. 

Bei Aufbaufallgruppen ist zunächst zu prüfen, ob der Kläger die Anforderungen der 

VergGr. V b Nr. 1 und anschließend die weiterführenden Merkmale der darauf auf­

bauenden höheren VergGr. IV b Nr. 1 sowie die der begehrten VergGr. IV a Nr. 1 

erfüllt.

Der Kläger erfüllt bereits die Anforderungen der VergGr. V b Nr. 1 nicht. Das 

Landesarbeitsgericht hat dazu zutreffend ausgeführt, der Kläger habe weder darge­

legt, daß er über das Abschlußzeugnis einer anerkannten Wirtschaftsoberschule 

verfüge, noch habe er vorgetragen, daß seine Tätigkeit eine solche Vorbildung erfor­

dere. Damit ist eine Prüfung der weiteren Vergütungsgruppen entbehrlich.
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Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. 

Schliemann Bott

Jürgens Valentien

Friedrich

\
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